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Rechtsnatur des erginzenden Hinweises

Der erginzende Hinweis zum Einspeisemanagement-Leitfaden dient der begleitenden Erlauterung der
Aussagen des Leitfadens zu zwei hidufig aufgeworfenen Verstindnisfragen aus der Praxis. Er konkretisiert -
libereinstimmend mit den Aussagen des Leitfadens - das Grundverstidndnis der Bundesnetzagentur. Der
erginzende Hinweis dient, wie der Leitfaden selbst, den betroffenen Unternehmen und Biirgern als
Orientierungshilfe, um eine einheitliche Anwendungspraxis zu férdern und Rechtsunsicherheiten zu
vermindern.

Er stellt keine Festlegung dar und hat auch nicht den Charakter einer Verwaltungsvorschrift. Er soll keine

normenkonkretisierende Wirkung entfalten oder das Ermessen der Bundesnetzagentur binden.

Die Bundesnetzagentur wird sich im Rahmen ihrer Aufsichtsbefugnisse nach § 85 EEG an diesem Hinweis
und den entsprechenden Aussagen im Leitfaden orientieren, wenn und soweit es im jeweiligen Verfahren
auf diese Frage ankommt und sich im Verfahrensverlauf - insbesondere durch die Anhérung der
Betroffenen - keine abweichende Erkenntnis ergibt.
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1 Bestimmung der Entschidigungshoéhe bei Direktvermarktungs-
Konstellationen mit Bilanzkreisverantwortung eines Dritten

Die Bundesnetzagentur wurde gefragt, inwieweit die Ausfiihrungen im Kapitel 2.4.2.1 auch Anwendung finden,
wenn nicht der Anlagenbetreiber, sondern ein Dritter (i.d.R. ein vom Anlagenbetreiber beauftragtes
Direktvermarktungsunternehmen) die Bilanzkreisverantwortung fiir den eingespeisten Strom trdgt.

Die Ausfiihrungen im Kapitel 2.4.2.1, die eine Entschidigung des Monatsmarktwerts nicht vorsehen, sondern
stattdessen eine Berticksichtigung der zusatzlichen und ersparten Aufwendungen durch
Bilanzkreisabweichungen, gelten zundchst ausdriicklich nur fiir Anlagenbetreiber, die zugleich selbst die
Bilanzkreisverantwortung fiir die Einspeisestelle tragen. Inwieweit die Ausfiihrungen im Kapitel 2.4.2.1 auf
Anlagenbetreiber, die keine eigene Bilanzkreisverantwortung tragen, tibertragbar sind, ist im Kapitel 2.4.2.2
beschrieben. Die Anwendbarkeit des Kapitels 2.4.2.1 ist zunidchst davon abhingig, ob man die Grundsétze der
Drittschadensliquidation auf den Entschddigungsanspruch nach § 15 Abs. 1 EEG anwendet.

Die Frage ist juristisch umstritten. Die Bundesnetzagentur hat ihre Auffassung zur Anwendbarkeit im Entwurf
des Leitfadens zur Diskussion gestellt. Die in der Konsultationsfassung geschilderte Anwendung der
Grundsitze der Drittschadensliquidation fiihrt auch aus heutiger Sicht der Bundesnetzagentur zu
sachgerechten Ergebnissen. Sie muss aber auch anerkennen, dass es abweichende Rechtsansichten gibt, die
juristisch ebenfalls vertretbar sind. Insoweit sei z. B. auf das im Leitfaden (S. 42) zitierte Urteil des LG Bayreuth

verwiesen.

Im Leitfaden enthilt sich die Bundesnetzagentur daher einer abschlieRenden rechtlichen Vorgabe zu der
Streitfrage. Die Moglichkeit bleibt jedoch in Kapitel 2.4.2.2 angelegt, nicht aber festgeschrieben. Von daher
stehen beide juristischen Meinungen, deren Konsequenzen fiir die Entschiadigungshéhe in im Folgenden
naher dargestellt werden, im Einklang mit dem Einspeisemanagement-Leitfaden. (vgl. Kapitel 3.2.3. zur
Darlegung von Abweichungen in Netzentgeltverfahren).

1.1  Eine juristische Meinung : Anwendbarkeit der Grundsitze der Drittschadensliquidation

Wenn man die Anwendbarkeit der Grundsétze der Drittschadensliquidation bejaht, gelten die Grundséitze des
Kapitels 2.4.2.1.

Der Inhalt des Vertrages zwischen Direktvermarktungsunternehmen und Anlagenbetreiber ist fiir die Hohe
der Einspeisemanagemententschidigung unerheblich.

1.2 Andere juristische Meinung: keine Anwendbarkeit der Grundsitze der Drittschadensliquidation

Lehnt man die Anwendung der Grundsétze der Drittschadensliquidation ab, kommt es grundsatzlich auf die
Einnahmen des Anlagenbetreibers an, die er nach dem Kaufvertrag — in der Regel ist dies der
Direktvermarktungsvertrag zwischen Direktvermarktungsunternehmen und Anlagenbetreiber - ohne die
Einspeisemanagement-Maf nahme erzielt hitte und die ihm infolgedessen entgehen.

Wie die folgenden beiden Fallkonstellationen verdeutlichen, eréffnet dies den Parteien einen vertraglichen
Gestaltungsspielraum, ob Aufwendungen fiir Bilanzkreisabweichungen infolge des Einspeisemanagements
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zulasten des Anlagenbetreibers gehen und somit im Rahmen der Entschiddigung geltend gemacht werden
konnen oder nicht. Wie in allen Konstellationen gilt auch hier, dass durch die Einspeisemanagement-
Entschidigung eine ,Doppelerstattung” von Aufwendungen fiir Bilanzkreisabweichungen einerseits und von
entgangenen Markterldsen andererseits nicht erfolgt. Die Marktpramie zdhlt nicht zu den Markterlésen und

bleibt in beiden Fillen als entgangene Einnahme zu beriicksichtigen.

Fall 1: Der Anlagenbetreiber trigt keine Bilanzkreisrisiken infolge von Einspeisemanagementmafdinahmen

Sieht der Kaufvertrag/Direktvermarktungsvertrag vor, dass die durch Einspeisemanagement verursachten
Bilanzkreisabweichung keinen Einfluss auf Anspriiche des Anlagenbetreibers gegen das Direktvermarktungs-
unternehmen haben, wird die Entschidigung nach den allgemeinen Grundsitzen des Kapitels 2.4 ohne die
speziellen Ausfiithrungen des Kapitels 2.4.2.1 berechnet.

Als entgangene Einnahmen kénnen daher zusitzlich zu der entgehenden Marktpriamie auch entgehende
Erlose aus dem Kaufvertrag/Direktvermarktungsvertrag angerechnet werden. Der Ansatz von zuséitzlichen
Aufwendungen wegen Bilanzkreisabweichungen kommt in dieser Fallkonstellation nicht in Betracht.

Beispiel: Die Vertragsparteien haben sich darauf geeinigt, dass allein fiir tatsdchlich gelieferte Energiemengen
der Kaufpreis gezahlt wird. Wird also im Rahmen des Einspeisemanagements die Anlage vollstindig
abgeregelt, finden keine Zahlungen zwischen den Vertragsparteien statt.

Mafgeblich fiir die Entschiadigung ist in diesem Fall der Kaufpreis, den der Anlagenbetreiber ohne die
Einspeisemanagement-Mafinahme eingenommen hitte: Haben sich die Vertragsparteien z. B. auf einen
Kaufpreis in Hohe des Monatsmarktwerts geeinigt, entgehen dem Anlagenbetreiber Einnahmen in Héhe des
Monatsmarktwerts zuziiglich der Marktpramie. Haben sich die Parteien auf einen niedrigeren Kaufpreis
geeinigt — z. B. Monatsmarktwert abziiglich einer Risikopramie - kommt es auf den vereinbarten niedrigeren
Kaufpreis an. Haben sich die Vertragsparteien darauf geeinigt, dass ein Kaufpreis in Héhe des anzulegenden
Wertes gezahlt wird, der Anlagenbetreiber aber die Marktpramie an das Direktvermarktungs-unternehmen

abzufiihren hat, ist der maf3gebliche Kaufpreis der anzulegende Wert abziiglich der Marktpramie.

Fall 2: Der Anlagenbetreiber trigt die Bilanzkreisrisiken infolge von Einspeisemanagementmafinahmen

Soweit im Kaufvertrag/Direktvermarktungsvertrag vorgesehen ist, dass sich durch Einspeisemanagement
verursachte Bilanzkreisabweichungen auf die Anspriiche des Anlagenbetreibers gegen das
Direktvermarktungsunternehmen auswirken und er somit Risiken in Folge von Bilanzkreisabweichungen im
Verhiltnis zum Direktvermarktungsunternehmen trigt, konnen sich diese Bilanzkreisabweichungen auch auf

die Entschidigung auswirken, allerdings begrenzt auf das angemessene Maf?.

Beispiel: Sieht der Kaufvertrag/Direktvermarktungsvertrag vor, dass im Falle von Einspeisemanagement-
mafinahmen der gewohnliche Kaufpreis auch fir die infolge der Abregelung nicht erzeugte Energiemenge
(Ausfallarbeit) gezahlt wird, der Anlagenbetreiber aber im Gegenzug die Aufwendungen und Einnahmen des
Direktvermarktungsunternehmens/Bilanzkreisverantwortlichen infolge der durch die
Einspeisemanagementmafinahme verursachten Bilanzkreisabweichung trigt und erhilt, sind diese Positionen

grundsitzlich im Rahmen der Berechnung der entgangenen Einnahmen zu berticksichtigen.




HINWEIS 2018/1 | 5

Die Bertiicksichtigung der Aufwendungen und Einnahmen aufgrund solcher vertraglichen Vereinbarungen
zur Ubernahme von Risiken (und Chancen) von durch Einspeisemanagement verursachten
Bilanzkreisabweichungen durch den Anlagenbetreiber ist jedoch beschriankt durch das angemessene Maf. Das
angemessene Maf} ist anhand der Ausfiihrungen des Kapitels 2.4.2.1 zu bestimmen. Die Aufwendungen und
Einnahmen kénnen mit anderen Worten nur insoweit Berticksichtigung finden, als die Gesamthohe der
Entschidigung fiir die Einspeisemanagementmafinahme dadurch nicht die Entschidigung tibersteigt, die
nach den Ausfithrungen des Kapitels 2.4.2.1. bei eigener Bilanzkreisverantwortung zu zahlen wire (vgl. Kapitel
2.4.2.2).

Beispiel: Sieht der Kaufvertrag/Direktvermarktungsvertrag im obigen Beispiel vor, dass die Aufwendungen
und Einnahmen infolge der durch Einspeisemanagementmafinahmen verursachten
Bilanzkreisabweichungen, die der Anlagenbetreiber im Verhiltnis zum Direktvermarktungsunternehmen
tragt und erhélt, entsprechend den Ausfiithrungen des Kapitel 2.4.2.1 des Einspeisemanagement-Leitfadens zu
bestimmen sind, ist automatisch sichergestellt, dass das angemessene Maf} eingehalten bleibt. Ist in dem
Kaufvertrag/Direktvermarktungsvertrag z.B. eine abweichende Zahlung fiir den Fall der
Bilanzkreisabweichungen vorgesehen, wire diese insoweit berlicksichtigungsfihig, als die Gesamthohe der
Entschidigung fiir die jeweilige Einspeisemanagementmafinahme nicht die Hohe, die sich bei Anwendung
der Ausfithrungen des Kapitels 2.4.2.1 ergeben wiirden, iberschreitet.

2 Ubergangsfrist fiir die Anwendung des Leitfadens

Ferner wurde die Bundesnetzagentur gefragt, ob eine Ubergangsfrist fiir die Anwendung des Leitfadens im
Hinblick auf die Entschddigung bei direktvermarkteten EE-Anlagen gelten wiirde.

Eine Ubergangsfrist zur Anwendung des Leitfadens ist nicht vorgesehen.

Halt man die Grundsitze der Drittschadensliquidation fiir anwendbar, ist fiir die behordliche Gewédhrung
eines ,Ubergangszeitraums* rechtssystematisch kein Raum. Die Frage der Anwendbarkeit der Grundsitze der
Drittschadensliquidation ist eine juristische Auslegungsfrage. Es geht also nicht darum, den rechtlichen
Zustand zu dndern oder neu zu regeln — dazu ist die Bundesnetzagentur nicht befugt -, sondern um das
Verstdndnis vom Inhalt der bereits geltenden Rechtslage. Allerdings hilt es die Bundesnetzagentur fiir
vertretbar, bereits abgerechnete Einspeisemanagement-Mafdnahmen unter bestimmten Voraussetzungen
unangetastet zu lassen (Kapitel 2.4.2.3).

Ist man dagegen der Auffassung, dass die Grundséitze der Drittschadensliquidation keine Anwendung finden,
bedarf es grundsitzlich auch keiner ,,Ubergangsregelung®. Denn, wie oben gezeigt, kénnen die
Vertragsparteien des Kaufvertrags/Direktvermarktungsvertrags durch eine Anderung ihrer Vertrige selbst
bestimmen, ob und ab wann Risiken durch Bilanzkreisabweichungen infolge von
Einspeisemanagementmafinahmen vom Anlagenbetreiber zu tragen und dadurch im Rahmen der
Entschidigung zu berticksichtigen sind. Ein behdordlicher Eingriff in das Vertragsverhéltnis ist weder
erforderlich noch angebracht. Dariiber hinaus gilt auch in diesem Fall, dass die Bundesnetzagentur nicht dazu

befugt ist, Ubergangsfristen fiir die Einhaltung von gesetzlichen Vorgaben zu schaffen.




	1 Bestimmung der Entschädigungshöhe bei Direktvermarktungs-Konstellationen mit Bilanzkreisverantwortung eines Dritten
	1.1 Eine juristische Meinung : Anwendbarkeit der Grundsätze der Drittschadensliquidation
	1.2 Andere juristische Meinung: keine Anwendbarkeit der Grundsätze der Drittschadensliquidation

	2 Übergangsfrist für die Anwendung des Leitfadens

